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Antragsteller*in: Andreas Müller (KV Essen)

Änderungsantrag zu GSP.D­01

Von Zeile 33 bis 34 einfügen:
dahingehend, dass sich gemeinnützige Organisationen politisch einbringen und engagieren können.
Deshalb wollen wir die Liste der explizit gemeinnützigen Tätigkeiten um die Förderung der Wahrnehmung
und Verwirklichung von Grundrechten, Frieden, sozialer Gerechtigkeit, Klimaschutz, informationeller
Selbstbestimmung, Menschenrechten und der Gleichstellung der Geschlechter erweitern.

Begründung

Diese Konkretisierung entspricht der Forderung der Allianz “Rechtssicherheit für politische Willensbildung”,
einem Zusammenschluss von mehr als 175 Vereinen und Stiftungen, die die Gemeinnützigkeit für
Organisationen der Zivilgesellschaft sichern wollen, die Beiträge zur politischen Willensbildung leisten.
Die Vertreter*innen der demokratischen Zivilgesellschaft unseres Landes – wie auch in anderen Ländern
— erwarten zu Recht gerade von uns Bündnis-Grünen ein klares, konkretes und eindeutiges Bekenntnis zur
Absicherung ihrer wertvollen Arbeit, auf die gerade wir uns immer wieder berufen und aus der wir auch
einen großen Teil unserer Kraft schöpfen. Allgemeinplätze sind hier nicht ausreichend.
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